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1. Berichtspflicht zur Grundsteuerreform: 
Die Verwaltung wird beauftragt, dem Rat einen Bericht vorzulegen, in dem die Aus-
wirkungen der Grundsteuerreform auf das städtische Steueraufkommen dargestellt 
werden. Dieser Bericht soll insbesondere folgende Punkte enthalten: 
 Das tatsächliche Grundsteueraufkommen im Jahr 2024. 
 Die Kalkulation des Grundsteueraufkommens für das Jahr 2025, einschließlich 

der zugrundeliegenden Annahmen und Daten. 
 Eine Übersicht darüber, ob bereits für 100 % aller Grundstücke die Grundsteu-

ermessbescheide verschickt wurden. 
 
Antwort FB 20: 
Die Höhe der Messbescheide vom Finanzamt 2024 für die Grundsteuer A beläuft 
sich auf ca. 25.951 € 
und für die Grundsteuer B für das Jahr 2024 auf ca. 6.609.402 € 
Diese Grundlagenbescheide werden von der Finanzverwaltung elektronisch an den 
FB Finanzen übermittelt und automatisiert in das städtische Grundsteuerverfahren 
eingelesen. 
 
Auf Basis dieser Messbescheidbeträge ergeben sich bei einem Hebesatz für das 
Jahr 2024 von 375 % bei der Grundsteuer A und 750 % bei der Grundsteuer B fol-
gende Ansätze: 
 
Der Planansatz 2024 bei der Grundsteuer A beträgt: 93.000 € 
Der Planansatz 2024 bei der Grundsteuer B beträgt: 49.720.000 € 
 
zum aktuellen Zeitpunkt sind bei der Grundsteuer A verbucht: 95.691 € 
zum aktuellen Zeitpunkt sind bei der Grundsteuer B verbucht: 49.229.237 € 
Hinweis: die gebuchten Werte können sich im Rahmen der Aufstellung des Entwurfs zum Jahresabschluss 2024 noch geringfü-
gig verändern. 
 
Die Höhe der Messbescheide vom Finanzamt 2025 für die Grundsteuer A beläuft 
sich auf ca. 11.205 € 
und für die Grundsteuer B auf ca. 5.458.115 € 
und wurden ebenfalls elektronisch von der Finanzverwaltung übermittelt und verar-
beitet. 
 
Seitens des FB Finanzen wurden daraufhin auf Basis des Ratsbeschlusses vom 
16.12.2024 (keine Veränderung der Grundsteuerhebesätze A und B für das Jahr 
2025) die entsprechenden kommunalrechtlichen Grundlagen geschaffen und in der 
5. KW 2025 ca. 55.000 Grundsteuerbescheide versendet. 
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2. Sicherstellung der Aufkommensneutralität: 
Die Verwaltung wird beauftragt, darzulegen, welche Maßnahmen ergriffen werden, 
um die von der Bundesregierung geforderte Aufkommensneutralität im Rahmen der 
Grundsteuerreform sicherzustellen. 
 
Antwort FB 20: 
Auf Basis der o. g. Messbescheide der Finanzverwaltung wurden der Stadt Lever-
kusen durch das Finanzministerium NRW die neuen Hebesätze mitgeteilt, mit der die 
Aufkommensneutralität sichergestellt werden kann. 
Die Informationen sind über den folgenden Link abrufbar: 
2024-09-09_PDF-Dokument der neutralen HS-Aktualisierung.xlsx 
 
Diese neuen Hebesätze wurden für die Stadt Leverkusen seitens der Finanzverwal-
tung mit 671 % für die Grundsteuer A und mit 921 % für die Grundsteuer A angege-
ben. Mit diesen Hebesätzen wäre die Aufkommensneutralität für die Stadt Lever-
kusen sichergestellt gewesen und die Ansätze für das Haushaltsjahr 2025 wären 
identisch mit den Ansätzen aus dem Haushaltsjahr 2024.  
 
Durch die Entscheidung des Rates vom 16.12.2024, die Hebesätze auch für das 
Jahr 2025 unverändert bei 375 % (Grundsteuer A) bzw. 750 % (Grundsteuer B) zu 
belassen, belaufen sich die Planansätze 2025 
Für die Grundsteuer A auf 52.000 € 
und für die Grundsteuer B auf 40.980.000 € 
 
Dies führt zu einer städtischen Haushaltsbelastung bei der 
Grundsteuer A von ca. 41.000 € 
und bei der Grundsteuer B von ca. 9.340.000 € 
gegenüber der ursprünglichen Planung für das Haushaltsjahr 2025. 
 
 

3. Transparenz und Bürgerbeteiligung: 
Die Verwaltung wird gebeten, die Bürgerinnen und Bürger über die neuen Grund-
steuerbescheide sowie die Möglichkeiten eines Widerspruchs umfassend zu infor-
mieren. 
 
Antwort FB 20: 
Das unten aufgeführte Informationsschreiben wurde allen Grundsteuerbescheiden 
beigefügt. Darüber hinaus gibt auf der städtischen Internetseite und auf der städti-
schen Kommunalportalseite Hinweise und Links zur Grundsteuerreform. 
 
 

4. Regelmäßige Berichterstattung: 
Die Verwaltung wird gebeten, dem Rat regelmäßig, mindestens einmal jährlich, über 
den Fortschritt der Umsetzung der Grundsteuerreform und die Einhaltung der Auf-
kommensneutralität zu berichten. 
 
Antwort FB 20: 
Die unterjährige Entwicklung des Grundsteueraufkommens wird in die zukünftige Be-
richterstattung des Stadtkämmerers aufgenommen. 
 
 
 

https://www.finanzverwaltung.nrw.de/system/files/media/document/file/2024-09-09_pdf-dokument_der_neutralen_hs-aktualisierung.pdf
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